Meilensteine auf dem Weg der deutschen Vereinigungsbewegung im Bemühen, das Einreiseverbot für Rev. Dr. Sun Myung Moon und Frau Dr. Hak Ja Han Moon aufzuheben

Nov. 1995
Das Einreiseverbot wird durch die Presse bekannt gegeben (Bild-Zeitung); es erfolgt die Ausschreibung im Schengener Informationssystem (SIS).

Nov. 1995
Einem Antrag der Vereinigungskirche auf einstweilige Verfügung wird nicht stattgegeben; es beginnt ein langer Weg der juristischen und politischen Auseinandersetzung mit der Bundesregierung.

Dez. 1997
Der Sonderbeauftragte der UN für Menschenrechte Abdelfattah Amor veröffentlicht einen Bericht über Deutschland, in dem er die Einschränkung der Religionsfreiheit am Beispiel des Einreiseverbots für Rev. und Frau Moon scharf kritisiert.

Juni 1998
Der Endbericht der „Enquete Kommission über sogenannte Sekten und Psychogruppen“ des Deutschen Bundestages stellt fest, dass religiösen Minderheiten keine größere Bedrohung für die Gesellschaft darstellen als etablierte Kirchen; er rät der Bundesregierung, auf den historisch problematischen Begriff „Sekte“ in der Auseinandersetzung mit religiösen Minderheiten völlig zu verzichten.

Dez. 1998
Erste negative Entscheidung des Verwaltungsgerichts Koblenz; die Vereinigungskirche legt dagegen Berufung ein.

Jan. 2000
Die deutsche Vereinigungskirche richtet ihre offizielle Website ein, die zum wichtigsten Kommunikationsmittel zwischen Kirche und Gesellschaft wird.

Jun. 2000
Erstes europäisches und internationales Treffen des sogenannten „Schengen Komitees“ in Deutschland.

Aug. 2000
Hyun-Jin Moon, der dritte Sohn von Rev. und Frau Moon, besucht Deutschland anlässlich der CARP Convention und wird über das Einreiseverbot gründlich informiert; er beginnt aktiv die Bemühungen um die Aufhebung des Verbots zu unterstützen.

Sep. 2000
das Oberverwaltungsgericht entscheidet, dass die Vereinigungskirche eine genuine religiöse Gemeinschaft ist und ein Recht hat, die Bundesregierung auf Verletzung der Religionsfreiheit zu verklage; die Bundesregierung legt dagegen Berufung ein.

Feb. 2001
Das spanische Verfassungsgericht erkennt die Vereinigungskirche als vollwertige Religionsgemeinschaft an mit den gleichen Rechten, wie sie beispielsweise die katholische Kirche hat.

Jun. 2001
Das Bundesverwaltungsgericht lehnt die Berufung der Bundesregierung ab und verweist den Fall zurück an das Oberverwaltungsgericht für eine Entscheidung.

Okt. 2001
Zum ersten Mal wird im „Internationalen Bericht zur Religionsfreiheit“ des US State Departments das Einreiseverbot unter der Überschrift „Einschränkungen der Religionsfreiheit“ erwähnt; von da an findet es jedes Jahr erneut Erwähnung.

Dez. 2001
Collin Powell, Außenminister der Vereinigten Staaten, schickt eine Demarche (Protestnote) an die Bundesregierung, in der er sie auffordert, das Einreiseverbot nicht mehr zu verlängern.

Jun. 2002
Das Oberverwaltungsgericht bekräftigt, dass die Vereinigungskirche eine religiöse Organisation ist, die den Schutz von Artikel 4 § 1+2 des Grundgesetzes genießt, argumentiert aber, dass ein Besuch des Gründerehepaares nicht von so hoher Bedeutung für die Mitglieder wäre, dass die Regierung ihn in jedem Fall zulassen müsste; die deutsche Vereinigungskirche ist damit nicht zufrieden legt Berufung ein.

Sep. 2002
Die deutsche Vereinigungsbewegung organisiert eine große Demonstration (zum ersten Mal mit europäischer Beteiligung) gegen das Einreiseverbot in Berlin.

Okt. 2002
Das Buch „Blickpunkt Vereinigungskirche“ wird von der deutschen Kirche über den Kando-Verlag herausgegeben; es enthält mehrere wissenschaftliche Abhandlungen über die Kirche von bekannten Professoren aus dem In- und Ausland.

Juni 2003
Rev. Yong-cheol Song, neuer Regionialleiter für Europa, ruft zu einem europäischen Treffen über die Schengen-Angelegenheit auf; das Komitee wird neu benannt in „Komitee zum Empfang der Wahren Eltern“; zum ersten Mal wird die Sache auf europäischer Ebene behandelt, es entsteht ein Gefühl der Solidarität im Bemühen, das Problem zu lösen.

Okt. 2003
Nachdem die Berufung erfolglos bleibt, bringt die deutsche Vereinigungskirche den Fall schließlich vor das Bundesverfassungsgericht; nur 10% aller Fälle, die dort eingehen, werden tatsächlich zur Verhandlung aufgenommen.

Jul. 2005
Entscheidender Sieg am britischen Immigration Appeal Court; das Gericht verlangt die Aufhebung des Einreiseverbots in Großbritannien.

Okt. 2005
Das Britische Innenministerium informiert die britische Vereinigungskirche, über die vollständige Aufhebung des Einreiseverbots.

Okt. 2005
Mitglieder und Freunde der Vereinigungskirche organisieren zum ersten Mal eine Mahnwache vor dem Innenministerium, die später vor dem Reichstag und vor anderen öffentlichen Gebäuden wiederholt wird.

Mär. 2006
Wichtiges „European Policy Meeting“ in Berlin ausschließlich über die Schengen-Angelegenheit.

Jun. 2006
Die deutsche Vereinigungskirche veröffentlicht das Buch „10 Jahre Einreiseverbot für Rev. Dr. Sun Myung Moon und seine Frau Dr. Hak Ja Han – Zeit für eine Neubewertung“; sie wird an viele Schlüsselpersonen der Bereiche Religion und Politik versandt, darunter Mitglieder des Bundestags in relevanten Komitees.

Nov. 2006
Das Bundesverfassungsgericht gibt sein Entscheidung bekannt und stellt klar, nicht die Vereinigungskirche verhält sich verfassungswidrig, sondern die Bundesregierung, indem sie das Recht der Mitglieder auf freie Religionsausübung ohne Begründung einschränkt, und damit gegen das Grundgesetz Art. 4 verstößt; das letzte Urteil des Oberverwaltungsgerichts wird aufgehoben; es muss eine neue Entscheidung treffen im Sinne des Urteils des Bundesverfassungsgerichts; das Urteil trifft auf ein beachtliches Echo in den Medien und wird von vielen anderen Religionsgemeinschaften und wissenschaftlichen Beobachtern begrüßt.

Dez. 2006
Das Brüsseler Berufungsgericht fordert den belgischen Innenminister auf, Rev. und Frau Moon die Einreise nach Belgien zu gewähren. 

Apr. 2007
Neue mündliche Verhandlung am OVG Koblenz.

May 2007
Das OVG entscheidet, dass das Einreiseverbot unrechtmäßig ist. Für die Vereinigungskirche stellt das Verbot eine Verletzung ihres Grundrechts auf freie Religionsausübung dar.

Juni 2007
Das Innenministerium gibt bekannt, dass die Namen der Eheleute Moon aus dem Schengener Informationssystem gestrichen worden sind.

